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SEHR GEEHRTE DAMEN UND HERREN, 
LIEBE LESERINNEN UND LESER, 

mit diesem Newsletter möchten wir über die Neuigkeiten 
aus dem Hessischen Landtag zu den Themen Soziales und 
Integration informieren. 

Der Krieg in der Ukraine beschäftigt uns auch in Hessen 
über alle Themenfelder hinweg. Wir haben deshalb in den 
vergangenen Wochen deutlich gemacht, dass wir selbst-
verständlich solidarisch an der Seite der Ukraine stehen. 
Nun gilt es, den vielen Geflüchteten einen sicheren Hafen 
bei uns in Hessen zu bieten. 

Aber auch die Corona-Pandemie, die seit zwei Jahren un-
seren Alltag bestimmt, beschäftigt uns weiterhin. Aus den 
Erfahrungen der Pandemie müssen wir Lehren ziehen - für 
eine bessere Finanzierung unserer Krankenhäuser zum 
Beispiel. Aber ebenso für bessere Arbeitsbedingungen der 
Gesundheitsberufe, Pflegekräfte und Beschäftigte in der 
sozialen Arbeit. Hier gibt es aus unserer Sicht noch viel zu 
tun.  

Diese und andere Themen finden Sie in unserer Ausgabe 
des Newsletters. Wir freuen uns über Ihr Interesse, aber 
auch auf Anregungen und Kritik.

Ihre

Lisa Gnadl
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Bestmögliche Unterstützung für 
Geflüchtete –bessere Rahmenbedin-
gungen für Kommunen

von Nadine Gersberg

Rund vier Millionen Menschen 
haben inzwischen die Ukraine 

verlassen und sich vor dem völ-
kerrechtswidrigen Angriffskrieg 
Putins, vor den russischen Bom-

ben und Raketen in Sicherheit 
gebracht. Zuflucht finden sie vor 

allem in den direkten Anrainerstaa-
ten, wie etwa in Polen. Sie kommen aber auch 
nach Deutschland und in alle anderen Länder 
der EU. Die Aufnahme der Geflüchteten aus der 
Ukraine – zumeist Frauen und Kinder – stellt 
alle Länder und auch uns in Hessen vor große 
Herausforderungen. Drängendste und wichtigs-
te Aufgabe dabei ist es, Unterbringungen für 
die Geflüchteten bereitzustellen. Dies musste 
in den vergangenen Wochen besonders schnell 
und unkompliziert geschehen. Nun muss aber 
ebenso sichergestellt werden, dass sich die Be-
dingungen in den Erstaufnahmeeinrichtungen 
des Landes verbessern. Die Geflüchteten brau-
chen eine leicht zugängliche gesundheitliche 
Versorgung, Hygieneartikel und eine ausgewo-
gene Ernährung mit mindestens einem warmen 
Essen am Tag. Ebenso müssen die Menschen 
in den Einrichtungen informiert werden, was 
warum geschieht und was die nächsten Schritte 
sind. 

In den kommenden Monaten wird vor allem die 
Wohnungsvermittlung für die Geflüchteten eine 
Herausforderung sein. Die Kommunen brauchen 
Unterstützung der Landesregierung bei der Ge-
sundheitsversorgung, bei der Integration der 
Kinder in Kindertagesstätten und Schulen, der 
Bereitstellung von Sprachkursen, sowie einem 

schnelleren Zugang zum Arbeitsmarkt. Allein 
ehrenamtlich sind diese Aufgaben auf Dauer 
nicht zu stemmen. Deshalb ist es ganz entschei-
dend, dass die Kommunen mit dieser Aufgabe 
nicht allein gelassen werden und nicht auf ihren 
Kosten sitzen bleiben. Dasselbe gilt für die vie-
len zivilgesellschaftlichen Initiativen, die sich für 
die Menschen engagieren, die aus der Ukraine 
zu uns kommen. Auch hier muss das Land unter-
stützen. 

Ebenfalls nötig ist eine Ausweitung der Bera-
tungsstrukturen für geflüchtete Menschen, be-
sonders für geflüchtete Frauen. Die Erfahrungen 
der ersten Kriegswochen haben gezeigt, dass 
Frauen und Kinder auf der Flucht aus der Ukrai-
ne den Gefahren von sexueller Ausbeutung und 
Menschenhandel ausgesetzt sind. Beratungs-
stellen und die Polizei müssen deshalb die Be-
mühungen weiter verstärken, Frauen und Kinder 
vor solchen Verbrechen zu schützen. Ich weiß, 
dass die hessischen Beratungsstellen dafür be-
reits im Einsatz sind und die Polizei Infoblätter 
mit Warnhinweisen verteilt.

Diejenigen, die aus der Ukraine flüchten und in 
den Staaten Europas Zuflucht suchen, haben ein 
Recht auf unsere unbedingte Unterstützung. Es 
sind vor allem die Kommunen und die Ehren-
amtlichen vor Ort, die derzeit diese Unterstüt-
zung leisten. Deshalb brauchen die hessischen 
Kommunen starke Hilfen vom Bund aber auch 
von der Landesregierung. Ich möchte den vielen 
Ehrenamtlichen und auch den Beschäftigten in 
den Verwaltungen für ihr großes Engagement 
für die Menschen aus der Ukraine in den vergan-
genen Wochen herzlich danken! 
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von Dr. Daniela Sommer

Seit über 20 Jahren vernachläs-
sigt das Land seine gesetzliche 
Aufgabe zur Finanzierung der 

Krankenhäuser. Dabei ist die 
Landesregierung im Rahmen des 

Sicherstellungsauftrages verpflichtet, 
die bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung 
mit Krankenhausleistungen zu gewährleisten.

Stattdessen müssen die hessischen Krankenhäu-
ser ihre Investitionskosten zum Teil durch Erlöse 
aus dem DRG-System (Fallpauschalen) decken. 
Resultat sind verschuldete Kliniken, fehlendes 
Personal und ein Anstieg an unnötigen Opera-
tionen. Damit leidet nicht nur die Qualität der 
Krankenhäuser, sondern auch die Gesundheit 
der Patientinnen und Patienten wird zuneh-
mend gefährdet. Indem Krankenhäuser Personal 
einsparen, zahlen auch Ärztinnen und Ärzte so-
wie die Pflegekräfte einen hohen Preis für viele 
Investitionen. Hoher Arbeitsdruck und fehlende 
Erholung sind die Konsequenzen daraus und 
damit nachvollziehbare Gründe, warum Men-
schen den Beruf verlassen oder gar nicht erst 
anstreben.

Um jedoch eine Krankenhausversorgung mit 
Qualität, Wohnortnähe und bedarfsorientierten 
Strukturen für alle Menschen in Hessen zu er-
zielen, also auch gute und sichere Arbeitsplätze 
für die Beschäftigten zu bieten, ist es zwingend 
notwendig, endlich gute Rahmenbedingungen 
zu schaffen.

 Der Landesregierung ist es trotz massiver 
Bundesmittel während der Pandemie nicht ge-
lungen, den massiven Investitionsstau in der 
Gesundheit aufzulösen. 

Die Erfahrungen aus der Corona-Krise müssen 
mit in die Krankenhausplanung einbezogen 
werden und die Landesregierung muss endlich 
ihren Investitionsverpflichtungen nachkommen. 
Nur so können wir eine gute Krankenhausver-
sorgung sicherstellen und den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern die Wertschätzung entgegen-
bringen, die sie verdient haben.

von Turgut Yüksel

Diskriminierung findet in unserer 
Gesellschaft täglich statt.  Ob auf-
grund der Hautfarbe, der Herkunft, 
Religion oder der sexuellen Orien-
tierung - Menschen werden diskri-
miniert, herabgewürdigt und verletzt. 
Mit dem Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz des Bundes und der Bundesantidis-
kriminierungsstelle konnten zwar rechtlich Fort-
schritte im Kampf gegen Diskriminierung erzielt 
werden. Dieses Gesetz weist jedoch Lücken auf, 
denn es bezieht nicht die Landesbehörden wie 
die Polizei und Verwaltung mit ein. Dies ist aus 
unserer Sicht für ein umfassendes Antidiskrimi-
nierungsgesetz unumgänglich.  

Deshalb fordern wir seit langem ein eigenes 
hessisches Antidiskriminierungsgesetz. Ein hes-
sisches Gesetz könnte die Lücken schließen, die 
gesamte öffentliche Verwaltung binden, Chan-
cengleichheit fördern und vor allem könnte es 
bei Verstößen Sanktionen vorsehen.

Land muss InvesTitionskosten über-
nehmen – für eine gute Kranken-
hausversorgung

hessen braucht ein Antidis-
kriminierungsgesetz
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Leider verschläft Schwarzgrün die notwendigen 
rechtlichen Reformen im Antidiskriminierungs-
recht: Die Landesregierung gibt seit mehreren 
Jahren vor, ein hessisches Antidiskriminierungs-
gesetz zu prüfen. Die interne Uneinigkeit der 
beiden Regierungsfraktionen verhindert so, dass 
von Diskriminierung betroffene Bürgerinnen 
und Bürger angemessen beraten werden und 
insbesondere eine rechtliche Handhabe erhal-
ten.

 
von Ulrike Alex

Die stetig wachsende Zahl der 
Seniorinnen und Senioren in 

Hessen bildet eine heterogene 
Gruppe, deren Möglichkeiten 
zur Teilhabe am sozialen, poli-
tischen, kulturellen und gesell-

schaftlichen Leben sich stark un-
terscheiden. Diese Teilhabe durch 

die Bereitstellung von Ressourcen zu 
ermöglichen und gerecht zu gestalten, ist eine 
dauerhafte politische Querschnittsaufgabe, die 
sich vor dem Hintergrund der demografischen 
Entwicklung immer drängender stellt. 

Dabei sind unterschiedliche Politikfelder zu be-
trachten, um Fehlentwicklungen zu erkennen 
und Ziele zu entwickeln. Dazu gehören die 
ökonomischen Voraussetzungen, die soziale 
Infrastruktur, die Gesundheitsversorgung, die 
Geschlechtszugehörigkeit, die ethnische Zuge-
hörigkeit, der Wohnbedarf, die Mobilität sowie 

das Bildungs-, Kultur- und Ehrenamtsangebot. 
Gewechselt werden muss von einem Blick auf 
mögliche Defizite zu einem Blick auf Chancen 
und Fähigkeiten einer älteren Generation. 

Neben einer notwendigen wissenschaftlichen 
Analyse der genannten Felder ist der Austausch 
mit den in der Altenarbeit agierenden Organi-
sationen eine wichtige Grundlage der senioren-
politischen Entscheidungen. Unabdingbar aber 
ist der Austausch mit den Betroffenen als Exper-
ten und Expertinnen in eigener Sache und eine 
Stärkung ihrer Organisation in kommunalen 
Seniorenbeiräten und in der Landesseniorenver-
tretung. 

Die SPD-Fraktion im Hessischen Landtag setzt 
sich für eine solidarische, ge-
rechte und durch 
Teilhabe ge-
prägte Senioren-
politik im Land 
Hessen ein. Die 
Broschüre wer-
den wir zeitnah in 
einem größeren 
Rahmen vorstel-
len.

konzept einer solidarischen Politik 
für Seniorinnen und Senioren

Haben Sie Interesse an einem gedruckten Exemp-lar unserer Broschüre?Schreiben Sie uns Einfach eine E-Mail.

mailto:n.yacoub%40ltg.hessen.de?subject=Seniorenkonzept%20-%20%C3%9Cbersendung%20Brosch%C3%BCre
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Im Folgenden haben wir Ihnen die jüngsten Parlamentari-
schen Initiativen aus dem sozialpolitischen Bereich zusam-
mengestellt:

  Drucksache 20/7974 – Dringlicher Antrag – Mit Corona leben: 
Landesregierung muss Leben ermöglichen und sich auf weitere 
Wellen im Herbst vorbereiten

  Drucksache 20/7910 – Antrag –  Steigende Zahlen sexualisierter 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche – bedarfsgerechte Hilfe so-
fort sicherstellen

  Drucksache 20/7909 – Antrag –  Bedarfsgerechte Finanzierung 
der Krankenhausinvestitionen sicherstellen, der Landesverantwor-
tung gerecht werden, Kommunen nicht weiter belasten

 Drucksache 20/7826 – Antrag – Wer hart arbeitet, verdient MIN-
DESTENS einen Lohn, der vor Armut schützt

 Drucksache 20/7987 – Antrag – Gender Data-Gap in der Medizin 
auch in Hessen schließen 

 Drucksache 20/8123 – Antrag – mit dem Rechtsanspruch Ganz-
tag zu mehr Chancengleichheit: Was am Vormittag gilt, muss auch 
am Nachmittag gelten.

 Drucksache 20/8242 – Antrag – Hessen ist Zufluchtsort für Men-
schen aus der Ukraine

 Drucksache 20/8243 – Antrag – Gesundheitliche Versorgung von 
Geflüchteten

 Drucksache 20/8186 – Dringlicher Antrag – Unterstützung für 
geflüchtete, ukrainische Kinder - Das Land muss die Rahmenbedin-
gungen für Kommunen und Kitaträger verbessern

INITIATIVEN

http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/4/07974.pdf
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/0/07910.pdf 
http://starsrv.intern.hessen.de/cache/DRS/20/9/07909.pdf
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/6/07826.pdf
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/7/07987.pdf
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/3/08123.pdf
http://starweb.hessen.de/cgi-bin/webhltlinks.pl?form=/webhlt_links.html&typ=drs&title=Drucksache&nb=20/8242
http://starweb.hessen.de/cgi-bin/webhltlinks.pl?form=/webhlt_links.html&typ=drs&title=Drucksache&nb=20/8243
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/6/08186.pdf
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LISA GNADL
Arbeitskreisvorsitzende
Ihre Ansprechpartnerin für:  
Sozialpolitik, Arbeit, Ausbil-

dung,Familie, Kinder, Armut
Kontakt: l.gnadl@ltg.hessen.de

ULRIKE ALEX
Ihre Ansprechpartnerin für:  
Menschen mit Behinderung, 

Seniorinnen und Senioren

Kontakt: u.alex@ltg.hessen.de

TURGUT YÜKSEL
Ihr Ansprechpartner für: 
Integration, Migration, Anti-

diskriminierung, Ehrenamt und 
Freiwilligendienste

Kontakt: t.yueksel@ltg.hessen.de

Dr. DANIELA SOMMER
Stellv. Arbeitskreisvorsitzende
Ihre Ansprechpartnerin für: 
Gesundheit, Pflege, Psychiatrie, 

Sucht
Kontakt: d.sommer@ltg.hessen.de

NADINE GERSBERG
Ihre Ansprechpartnerin für: 
Flüchtlinge, Asyl, Frauen,

Kinderschutz
Kontakt: n.gersberg@ltg.hessen.de

FLORIAN SCHNEIDER

Ihr Anprechpartner für: Queer

Kontakt: f.schneider@ltg.hessen.de

Sie haben diesen Newsletter nur auf Umwegen er-

halten und möchten ihn künftig direkt beziehen? 

Schicken Sie uns einfach eine kurze E-Mail.

SPD-FRAKTION IM HESSISCHEN LANDTAG
V.i.S.d.P. Christoph Gehring | Schlossplatz 1–3 |65183 Wiesbaden | 
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In NEUER BESETZUNG: 
DER ARBEITSKREIS STELLT SICH VOR
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